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Mitteilung Berlin, den 9. Oktober 2024 

 Die 118. Sitzung – öffentlich – 
des Rechtsausschusses findet statt am  
Montag, dem 14. Oktober 2024, 11:00 Uhr 
Berlin, Paul-Löbe-Haus, Saal E.200 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 227-32430 
E-Mail: rechtsausschuss@bundestag.de 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 227-30303 
 

 Achtung! 
Abweichender Sitzungsort! Abweichende Sitzungszeit! 
 
Dauerzugangsberechtigte für die Sitzungsteilnahme per Videokonferenz erhalten die Zugangsdaten am Tag vor der 
Sitzung bis 16:30 Uhr. Berechtigte Personen mit einmaligem Teilnahmebedarf melden sich bitte per E-Mail beim 
Sekretariat an. 

 

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung 

 

a) 

Einziger Tagesordnungspunkt 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuches – Stärkung des Schutzes von 
Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften sowie 
von dem Gemeinwohl dienenden Tätigkeiten 

BT-Drucksache 20/12950* 
*(vorbehaltlich der Überweisung zur ff. Beratung) 

Hierzu wurde verteilt: 
20(6)122 Änderungsantrag der Fraktionen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
20(26)131-7 Gutachtliche Stellungnahme 
 
 

  

Federführend: 
Rechtsausschuss 

Mitberatend: 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Gesundheit 

Gutachtlich: 
Parlamentarischer Beirat für nachhaltige 
Entwicklung 

Berichterstatter/in: 
Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD] 
Abg. Axel Müller [CDU/CSU] 
Abg. Carsten Müller (Braunschweig) [CDU/CSU] 
Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP] 
Abg. Tobias Matthias Peterka [AfD] 
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b) Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU 

Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von 
Vollstreckungsbeamten und Hilfeleistenden 

BT-Drucksache 20/13217* 
*(vorbehaltlich der Überweisung zur ff. Beratung) 
 
 

Federführend: 
Rechtsausschuss 

Mitberatend: 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Gesundheit 

Berichterstatter/in: 
Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD] 
Abg. Axel Müller [CDU/CSU] 
Abg. Carsten Müller (Braunschweig) [CDU/CSU] 
Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP] 
Abg. Tobias Matthias Peterka [AfD] 
 
 

c) Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

Ermittlern notwendige Befugnisse zur Aufklärung 
von Straftaten geben – Straftatenkataloge in der 
Strafprozessordnung erweitern, 
Telekommunikationsüberwachung für den 
Wohnungseinbruchdiebstahl unbefristet 
ermöglichen 

BT-Drucksache 20/13225* 
*(vorbehaltlich der Überweisung zur ff. Beratung) 
 
 

Federführend: 
Rechtsausschuss 

Mitberatend: 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Digitales 

Berichterstatter/in: 
Abg. Sebastian Fiedler [SPD] 
Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU] 
Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Philipp Hartewig [FDP] 
Abg. Tobias Matthias Peterka [AfD] 
 
 

Die Liste der Sachverständigen ist im Internet eingestellt unter: 
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen 
 
Elisabeth Winkelmeier-Becker, MdB 
Vorsitzende 
 
Interessierte können die Anhörung am Montag, dem 14. Oktober 2024, 11:00 Uhr, live im Parlamentsfernsehen bzw. auf der Website des Bundestages unter 

www.bundestag.de verfolgen. Sie steht anschließend in der Mediathek zur Verfügung. Sollten Sie eine persönliche Teilnahme an der öffentlichen Anhörung 

wünschen, informieren Sie sich bitte über das hierzu erforderliche Anmeldeverfahren unter https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen 
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